BERND KLIPPSTEIN

Rechtsgrundlegungen und mögliche Rechtsprobleme bei einem Aufenthalt im Ausland 

Dieser Beitrag stellt die (straf-)rechtliche Situation delinquenter Jugendlicher dar, die entweder Sanktionen bereits erfahren haben oder deren Aufnahme in ein intensivpädagogisches Auslandsprojekt zur Vermeidung freiheitsentziehender Maßnahmen erfolgt. Außerdem wird ein Überblick über die rechtlichen Rahmenbedingungen gegeben, in denen sich die Beteiligten befinden.

3.4.1
Intensivpädagogische Auslandsprojekte aus der Sicht der (Jugend-)Staatsanwaltschaft und Jugendgerichte

3.4.1.1 Die besondere Situation delinquenter Jugendlicher und Heranwachsender in der Auslandsbetreuung

In einer bestimmten Zahl von Fällen bekommt eine intensivpädagogische Auslandsbetreuung für junge Straftäter eine besondere Bedeutung. Häufig wird in einer solchen intensiven Betreuung mit einem hohen Maß an zeitlichem Aufwand und persönlicher Zuwendung die einzige und letzte Chance gesehen, einen bereits mehrfach und erheblich aufgefallenen delinquenten Jugendlichen zum Abbruch seiner kriminellen Karriere zu verhelfen.
 

Dabei hat die Strafrechtspflege, also Jugendstaatsanwaltschaft und Jugendgerichte, keinerlei Mittel, solche Maßnahmen unmittelbar anzuordnen oder anzubieten. Eine intensive Einzelbetreuung, schon gar im Ausland, ist im Kanon der möglichen Rechtsfolgen, die nach einer Straftat verhängt werden können, nicht unmittelbar vorgesehen. Die Zuständigkeit für die Gewährung solcher Maßnahmen im Rahmen der Jugendhilfe bleibt bei den Jugendbehörden und ändert sich nicht dadurch, dass der Betroffene nicht »nur« »problematisch«, sondern darüber hinaus auch delinquent ist. Dies gilt auch – mit allen Konsequenzen – für die Finanzierung einer solchen Maßnahme. Die Strafjustiz übernimmt keinerlei Kosten, auch wenn solche Maßnahmen einen Aufenthalt in einer Arrest- oder Jugendstrafanstalt im doppelten Wortsinn »ersparen«.

Allerdings wird auf einer mittelbaren Ebene tatsächlich Einfluss genommen: Soweit delinquente Jugendliche und Heranwachsende, gegen die gerade ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft oder diesem folgend ein gerichtliches Verfahren anhängig ist, in Maßnahmen im Ausland aufgenommen werden sollen, hängt es je nach Stand und Gestaltung des Jugendstrafverfahrens sehr davon ab, wie die Staatsanwaltschaft und das Gericht zu einer solchen Maßnahme eingestellt sind. Die Maßnahme kann unterstützt oder erschwert, ja sogar verhindert werden. Um die Situation zu komplizieren: Gericht und Staatsanwaltschaft können auch unterschiedlicher Ansicht sein und ihre Meinungsverschiedenheit auch auf dem Rücken der Betroffenen austragen, wobei nie vorher gesagt werden kann, wer »am längeren Hebel sitzt«. Eine typische Fallkonstellation ist die, dass die Frage einer intensivpädagogischen Hilfe im Ausland gestellt wird, wenn bei einem »Wiederholungstäter« nach einer erneuten erheblichen Straftat Jugendstrafe verhängt werden soll und diese »eigentlich« auch zu verbüßen wäre, das heißt, nicht zur Bewährung ausgesetzt werden soll. Eine »Erlebnispädagogische Maßnahme im Ausland« – unter diesem sprachlichen Begriff werden diese Jugendhilfeangebote durch die Justiz zusammengefasst – wird dann als letztes Mittel gesehen, den Vollzug der Jugendstrafe zu vermeiden. Sie stellt häufig auch den letzten Versuch dar, das endgültige Abgleiten in verfestigte Kriminalität und Dissozialität zu verhindern – oft, nachdem viele sonstige Hilfeangebote und Versuche gescheitert sind. 

Den Beteiligten sind dabei häufig die rechtlichen Bestimmungen und deren Konsequenzen nicht bekannt, unter denen die jungen »Kunden« stehen und was es zum Beispiel bedeutet, wenn sie aus disziplinarischen Gründen oder wegen erneuter Straffälligkeit vom weiteren Besuch der Maßnahme ausgeschlossen werden. Es soll deshalb kurz auf die Grundzüge des Jugendstrafrechts eingegangen werden.

Im Einzelnen:

Im Jugendstrafrecht gilt ein besonderes Sanktionensystem. Anders als für Erwachsene, für die das allgemeine Strafrecht im Strafgesetzbuch (StGB) im Wesentlichen nur Geldstrafe oder Freiheitsstrafe vorsieht, gelten für Jugendliche (14- bis unter 18-Jährige) und für Heranwachsende, die nach Jugendstrafrecht abgeurteilt werden, die Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes (JGG). 

Ob Heranwachsende, das sind die 18- bis unter 21-Jährigen, nach Jugendstrafrecht abgeurteilt werden, bestimmt sich nach § 105 JGG:

§ 105 JGG
Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende

(1) 
Begeht ein Heranwachsender eine Verfehlung, die nach den allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht ist, so wendet der Richter die für einen Jugendlichen geltenden Vorschriften der §§ 4 bis 8, 9 Nr. 1, §§ 10, 11 und 13 bis 32 entsprechend an, wenn 

1.
die Gesamtwürdigung der Persönlichkeit des Täters bei Berücksichtigung auch der Umweltbedingungen ergibt, dass er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geistigen Entwicklung noch einem Jugendlichen gleichstand, oder

2.
es sich nach der Art, den Umständen oder den Beweggründen der Tat um eine Jugendverfehlung handelt.

(2) 
... 

(3) 
Das Höchstmaß der Jugendstrafe für Heranwachsende beträgt zehn Jahre.
In der Praxis wird – regional und nach Art der Straftat unterschiedlich – in ca. 50 % der Fälle bei Heranwachsenden Jugendstrafrecht angewendet. Wir werden es in unserem Zusammenhang immer mit solchen Heranwachsenden zu tun haben, bei denen ein so genanntes Reifedefizit nach § 105 Abs. 1 Nr. 1 JGG festgestellt wurde und deshalb Jugendstrafrecht angewendet wird. Auf die Darstellung des Erwachsenenstrafrechts wird deshalb in diesem Zusammenhang verzichtet.

Das Sanktionensystem im Jugendstrafrecht ist dreistufig aufgebaut. Den Erziehungsmaßregeln, §§ 9-12 JGG, folgen die Zuchtmittel, §§13-16 JGG, diesen folgt die Jugendstrafe, §§ 17-18 JGG.

Erziehungsmaßregeln

§ 9 JGG 
Arten

Erziehungsmaßregeln sind

1.
die Erteilung von Weisungen,

2.
die Anordnung, Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 12 in Anspruch zu nehmen.

§ 10 JGG 
Weisungen

(1)
Weisungen sind Gebote und Verbote, welche die Lebensführung des Jugendlichen regeln und dadurch seine Erziehung fördern und sichern sollen. Dabei dürfen an die Lebensführung des Jugendlichen keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden. Der Richter kann dem Jugendlichen insbesondere auferlegen,

1.
Weisungen zu befolgen, die sich auf den Aufenthaltsort beziehen,

2.
bei einer Familie oder in einem Heim zu wohnen,

3.
eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle anzunehmen,

4.
Arbeitsleistungen zu erbringen,

5.
sich der Betreuung und Aufsicht einer bestimmten Person (Betreuungshelfer) zu unterstellen,

6.
an einem sozialen Trainingskurs teilzunehmen,

7.
sich zu bemühen, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen (Täter-Opfer-Ausgleich),

8.
den Verkehr mit bestimmten Personen oder den Besuch von Gast- oder Vergnügungsstätten zu unterlassen oder

9.
an einem Verkehrsunterricht teilzunehmen.

(2)
Der Richter kann dem Jugendlichen auch mit Zustimmung des Erziehungsberechtigten und des gesetzlichen Vertreters auferlegen, sich einer heilerzieherischen Behandlung durch einen Sachverständigen oder einer Entziehungskur zu unterziehen. Hat der Jugendliche das sechzehnte Lebensjahr vollendet, so soll dies nur mit seinem Einverständnis geschehen.

Zuchtmittel

§ 13 JGG 
Arten und Anwendung

(1)
Der Richter ahndet die Straftat mit Zuchtmitteln, wenn Jugendstrafe nicht geboten ist, dem Jugendlichen aber eindringlich zum Bewusstsein gebracht werden muss, dass er für das von ihm begangene Unrecht einzustehen hat.

(2)
Zuchtmittel sind

1.
die Verwarnung,

2. die Erteilung von Auflagen,

3.
der Jugendarrest.

(3) Zuchtmittel haben nicht die Rechtswirkungen einer Strafe.

§ 14 JGG
Verwarnung

Durch die Verwarnung soll dem Jugendlichen das Unrecht der Tat eindringlich vorgehalten werden.

§ 15 JGG 
Auflagen

(1)
Der Richter kann dem Jugendlichen auferlegen,

1.
nach Kräften den durch die Tat verursachten Schaden wieder gutzumachen,

2.
sich persönlich bei dem Verletzten zu entschuldigen,

3.
Arbeitsleistungen zu erbringen oder

4.
einen Geldbetrag zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung zu zahlen. Dabei dürfen an den Jugendlichen keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden.

(2)
Der Richter soll die Zahlung eines Geldbetrages nur anordnen, wenn

1.
der Jugendliche eine leichte Verfehlung begangen hat und anzunehmen ist, dass er den Geldbetrag aus Mitteln zahlt, über die er selbstständig verfügen darf, oder

2.
dem Jugendlichen der Gewinn, den er aus der Tat erlangt, oder das Entgelt, das er für sie erhalten hat, entzogen werden soll.

(3)
Der Richter kann nachträglich Auflagen ändern oder von ihrer Erfüllung ganz oder zum Teil befreien, wenn dies aus Gründen der Erziehung geboten ist. Bei schuldhafter Nichterfüllung von Auflagen gilt § 11 Abs./3 entsprechend. Ist Jugendarrest vollstreckt worden, so kann der Richter die Auflagen ganz oder zum Teil für erledigt erklären.

§ 16 JGG 
Jugendarrest

(1)
Der Jugendarrest ist Freizeitarrest, Kurzarrest oder Dauerarrest.

(2)
Der Freizeitarrest wird für die wöchentliche Freizeit des Jugendlichen verhängt und auf eine oder zwei Freizeiten bemessen.

(3)
Der Kurzarrest wird statt des Freizeitarrestes verhängt, wenn der zusammenhängende Vollzug aus Gründen der Erziehung zweckmäßig erscheint und weder die Ausbildung noch die Arbeit des Jugendlichen beeinträchtigt werden. Dabei stehen zwei Tage Kurzarrest einer Freizeit gleich.

(4)
Der Dauerarrest beträgt mindestens eine Woche und höchstens vier Wochen. Er wird nach vollen Tagen oder Wochen bemessen.

Die Jugendstrafe

§ 17 JGG 
Form und Voraussetzungen

(1)
Die Jugendstrafe ist Freiheitsentzug in einer Jugendstrafanstalt.

(2)
Der Richter verhängt Jugendstrafe, wenn wegen der schädlichen Neigungen des Jugendlichen, die in der Tat hervorgetreten sind, Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel zur Erziehung nicht ausreichen oder wenn wegen der Schwere der Schuld Strafe erforderlich ist.

§ 18 JGG 
Dauer der Jugendstrafe

(1)
Das Mindestmaß der Jugendstrafe beträgt sechs Monate, das Höchstmaß fünf Jahre. Handelt es sich bei der Tat um ein Verbrechen, für das nach dem allgemeinen Strafrecht eine Höchststrafe von mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe angedroht ist, so ist das Höchstmaß zehn Jahre. Die Strafrahmen des allgemeinen Strafrechts gelten nicht.

(2)
Die Jugendstrafe ist so zu bemessen, dass die erforderliche erzieherische Einwirkung möglich ist.

Grundsätzlich kann eine Teilnahme an intensivpädagogischen Hilfen im Ausland auch auf verschiedenen Stufen im jugendstrafrechtlichen Sanktionensystem eingeordnet werden. Einmal kann sie Weisung bei den Erziehungsmaßregeln nach § 10 Abs./1 Nr. 1, 2, 5 oder 6 JGG sein, die selbstständig oder in Kombination mit einer der nächsten Stufen, den Zuchtmitteln (Verwarnung, Auflagen oder Jugendarrest) oder der Jugendstrafe angeordnet werden kann. 

Häufiger und deshalb für uns von Interesse dürften allerdings die Fälle sein, bei denen nicht auf der geringsten Eingriffsstufe der Erziehungsmaßregeln an eine solche Maßnahme gedacht wird, sondern im Zusammenhang mit der Verhängung einer Jugendstrafe. 

Eine Jugendstrafe, deren Dauer zwischen 6 Monaten und 10 Jahren betragen kann und deren Länge im konkreten Einzelfall (auch) nach Erziehungsgesichtspunkten zu bemessen ist (§ 18 Abs. 2 JGG), kann zunächst schon bei Verhängung zur Bewährung ausgesetzt werden: 

§ 21 JGG
Strafaussetzung

(1) 
Bei der Verurteilung zu einer Jugendstrafe von nicht mehr als einem Jahr setzt der Richter die Vollstreckung der Strafe zur Bewährung aus, wenn zu erwarten ist, dass der Jugendliche sich schon die Verurteilung zur Warnung dienen lassen und auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs unter der erzieherischen Einwirkung in der Bewährungszeit künftig einen recht​schaffenen Lebenswandel führen wird. Dabei sind namentlich die Persönlichkeit des Jugendlichen, sein Vorleben, die Umstände seiner Tat, sein Verhalten nach der Tat, seine Lebensverhältnisse und die Wirkungen zu berücksichtigen, die von der Aussetzung für ihn zu erwarten sind. 

(2) 
Der Richter setzt unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auch die Vollstreckung einer höheren Jugendstrafe, die zwei Jahre nicht übersteigt, zur Bewährung aus, wenn nicht die Vollstreckung im Hinblick auf die Entwicklung des Jugendlichen geboten ist. 

(3) 
Die Strafaussetzung kann nicht auf einen Teil der Jugendstrafe beschränkt werden. Sie wird durch eine Anrechnung von Untersuchungshaft oder einer anderen Freiheitsentziehung nicht ausgeschlossen. 
Hinzuweisen ist darauf, dass nur Jugendstrafe, die zwei Jahre nicht überschreitet, zur Bewährung ausgesetzt werden kann. Bei längeren Jugendstrafen kommt das nicht in Betracht: Erst, wenn ein großer Teil der Jugendstrafe verbüßt ist, kann ein Strafrest zur Bewährung ausgesetzt werden, was aber erst entschieden wird, wenn man weiß, wie sich der Betreffende im Vollzug »geführt« hat.

Obligatorisch wird bei Verhängung von Jugendstrafe ein Bewährungshelfer bestellt und die Bewährungszeit festgelegt: 

§ 22 JGG
Bewährungszeit

(1) 
Der Richter bestimmt die Dauer der Bewährungszeit. Sie darf drei Jahre nicht überschreiten und zwei Jahre nicht unterschreiten. 

(2) 
Die Bewährungszeit beginnt mit der Rechtskraft der Entscheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe. Sie kann nachträglich bis auf ein Jahr verkürzt oder vor ihrem Ablauf bis auf vier Jahre verlängert werden. In den Fällen des § 21 Abs. 2 darf die Bewährungszeit jedoch nur bis auf zwei Jahre verkürzt werden. 

Außerdem können Weisungen und Auflagen erteilt werden, unter anderem eben die, an einer ISE teilzunehmen.

§ 23 JGG
Weisungen und Auflagen

(1) 
Der Richter soll für die Dauer der Bewährungszeit die Lebensführung des Jugendlichen durch Weisungen erzieherisch beeinflussen. Er kann dem Jugendlichen auch Auflagen erteilen. Diese Anordnungen kann er auch nachträglich treffen, ändern oder aufheben. Die §§ 10, 11 Abs. 3 und § 15 Abs. 1, 2, 3 Satz 2 gelten entsprechend. 

(2) 
Macht der Jugendliche Zusagen für seine künftige Lebensführung oder erbietet er sich zu angemessenen Leistungen, die der Genugtuung für das begangene Unrecht dienen, so sieht der Richter in der Regel von entsprechenden Weisungen oder Auflagen vorläufig ab, wenn die Erfüllung der Zusagen oder des Anerbietens zu erwarten ist. 

Weitere Möglichkeiten, die Teilnahme an einem intensivpädagogischen Auslandsprojekt als Weisung anzuordnen, sind die Fälle des Schuldspruchs nach § 27 JGG oder im Rahmen der so genannten Vorbewährung, § 57 JGG. 

Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe 

§ 27 JGG
Voraussetzungen

Kann nach Erschöpfung der Ermittlungsmöglichkeiten nicht mit Sicherheit beurteilt werden, ob in der Straftat eines Jugendlichen schädliche Neigungen von einem Umfang hervorgetreten sind, dass eine Jugendstrafe erforderlich ist, so kann der Richter die Schuld des Jugendlichen feststellen, die Entscheidung über die Verhängung der Jugendstrafe aber für eine von ihm zu bestimmende Bewährungszeit aussetzen. 

§ 28 JGG
Bewährungszeit

(1) 
Die Bewährungszeit darf zwei Jahre nicht überschreiten und ein Jahr nicht unterschreiten. 

(2) 
Die Bewährungszeit beginnt mit der Rechtskraft des Urteils, in dem die Schuld des Jugendlichen festgestellt wird. Sie kann nachträglich bis auf ein Jahr verkürzt oder vor ihrem Ablauf bis auf zwei Jahre verlängert werden.

§ 29 JGG 
Bewährungshilfe

Der Jugendliche wird für die Dauer oder einen Teil der Bewährungszeit der Aufsicht und Leitung eines Bewährungshelfers unterstellt. Die §§ 23, 24 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 und 3 und die §§ 25, 28 Abs. 2 Satz 1 sind entsprechend anzuwenden. 


...

In diesem Fall wird eine bestimmte Zeit abgewartet, wie sich der Jugendliche entwickelt, ob er sich an Auflagen und Weisungen hält oder ob er etwa erneut straffällig wird. Danach wird entschieden, ob Jugendstrafe zu verhängen ist und ob diese zur Bewährung ausgesetzt wird. 

Bei der »Vorbewährung«:

§ 57 JGG
Entscheidung über die Aussetzung
(1) 
Die Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung wird im Urteil oder, solange der Strafvollzug noch nicht begonnen hat, nachträglich durch Beschluss angeordnet. Für den nachträglichen Beschluss ist der Richter zuständig, der in der Sache im ersten Rechtszuge erkannt hat; der Staatsanwalt und der Jugendliche sind zu hören. 

(2) 
Hat der Richter die Aussetzung im Urteil abgelehnt, so ist ihre nachträgliche Anordnung nur zulässig, wenn seit Erlass des Urteils Umstände hervorgetreten sind, die allein oder in Verbindung mit den bereits bekannten Umständen eine Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung rechtfertigen. 

(3) 
Kommen Weisungen oder Auflagen (§ 23) in Betracht, so ist der Jugendliche in geeigneten Fällen zu befragen, ob er Zusagen für seine künftige Lebensführung macht oder sich zu Leistungen erbietet, die der Genugtuung für das begangene Unrecht dienen. Kommt die Weisung in Betracht, sich einer heilerzieherischen Behandlung oder einer Entziehungskur zu unterziehen, so ist der Jugendliche, der das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, zu befragen, ob er hierzu seine Einwilligung gibt. 

(4) § 260 Abs. 4 Satz 4 und § 267 Abs. 3 Satz 4 der Strafprozessordnung gelten entsprechend.
Ist entschieden, dass Jugendstrafe verhängt wird und auch die Dauer steht fest (6 Monate bis 2 Jahre), die Frage der Bewährung wird aber aufgeschoben, meist für 4 Monate.
 In dieser Zeit muss der Betreffende wieder zeigen, dass er sich an Auflagen und Weisungen hält und nicht erneut straffällig wird.

In all diesen Konstellationen kann also die Weisung erteilt werden, an einer bestimmten Jugendhilfemaßnahme – auch im Ausland – teilzunehmen. Dass man es dabei mit jungen Menschen zu tun hat, die eine besondere Problematik mitbringen, wird auch dem Laien deutlich, wenn man sich bewusst macht, dass die Verhängung von Jugendstrafe zur Bedingung hat, dass vom Gericht das Vorliegen »schädlicher Neigungen« (oder der Schwere der Schuld) nach § 17 JGG festgestellt wird. »Schädliche Neigungen« bedeutet dabei kein endgültiges Urteil über den Charakter eines Menschen, sondern beschreibt den gegenwärtigen Zustand – der sich ändern kann und soll –, bei dem neue Straftaten wahrscheinlicher sind als deren Ausbleiben. Es sind also die Jugendlichen und Heranwachsenden mit einer eher schlechten Sozial- und Kriminalprognose. Im Übrigen setzt die Anordnung einer solchen Maßnahme die Zustimmung des Betroffenen und der Sorgeberechtigten (oder eine gerichtliche Ersetzung dieser Zustimmung) voraus. Oft wird diese Zustimmung dadurch »erleichtert«, dass die Alternative den Vollzug von Jugendstrafe in einer Jugendstrafanstalt bedeutet. Weitere Voraussetzung außerhalb des Einflussbereichs der Staatsanwaltschaft oder Jugendgerichte ist das Vorhandensein eines geeigneten Angebots und eines Kostenträgers.

Betroffene, deren Aufnahme in ein intensivpädagogisches Auslandsprojekt zur Vermeidung des Vollzugs einer Jugendstrafe vorgenommen wird, oder anders ausgedrückt: die »unter Bewährung stehen«, befinden sich ständig unter der »Drohung«, dass diese Jugendstrafe doch vollstreckt wird, wenn sie den Abbruch der Maßnahme verschulden. Dabei muss es nicht zu neuen Straftaten kommen; die Ursachen für eine Unzumutbarkeit der Fortsetzung der Maßnahme für den Träger können vielfältig sein. 

§ 26 JGG 
Widerruf der Strafaussetzung

(1) Der Richter widerruft die Aussetzung der Jugendstrafe, wenn der Jugendliche 

1. in der Bewährungszeit eine Straftat begeht und dadurch zeigt, dass die Erwartung, die der Strafaussetzung zugrunde lag, sich nicht erfüllt hat

2. gegen Weisungen gröblich oder beharrlich verstößt oder sich der Aufsicht und Leitung des Bewährungshelfers beharrlich entzieht und dadurch Anlass zu der Besorgnis gibt, dass er erneut Straftaten begehen wird, oder

3. gegen Auflagen gröblich oder beharrlich verstößt.

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend, wenn die Tat in der Zeit zwischen der Entscheidung über die Strafaussetzung und deren Rechtskraft begangen worden ist. 

(2) Der Richter sieht jedoch von dem Widerruf ab, wenn es ausreicht, 

1. weitere Weisungen oder Auflagen zu erteilen,

2. die Bewährungs- oder Unterstellungszeit bis zu einem Höchstmaß von vier Jahren zu verlängern oder

3. den Jugendlichen vor Ablauf der Bewährungszeit erneut einem Bewährungshelfer zu unterstellen.

(3) Leistungen, die der Jugendliche zur Erfüllung von Weisungen, Auflagen, Zusagen oder Anerbieten (§ 23) erbracht hat, werden nicht erstattet. Der Richter kann jedoch, wenn er die Strafaussetzung widerruft, Leistungen, die der Jugendliche zur Erfüllung von Auflagen oder entsprechenden Anerbieten erbracht hat, auf die Jugendstrafe anrechnen.
Es gibt allerdings keine Automatik eines Bewährungswiderrufs. In jedem Einzelfall entscheidet der Richter nach Anhörung der Staatsanwaltschaft, wie es weiterzugehen hat. Voraussetzung für den Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung ist ein beharrlicher oder grober Verstoß gegen Auflagen, im Fall des Schuldspruchs oder der Vorbewährung ein negatives Verhalten des Betroffenen. Jedenfalls steht der Betroffene unter einem besonderen Druck, der pädagogisch vielleicht genutzt werden kann, in jedem Fall aber zu berücksichtigen ist.

3.4.1.2 Einstellung der (Jugend-)Strafjustiz zur intensivpädagogischen Auslandsbetreuung

Für die Entscheidung des/ der Jugendstaatsanwalts/ -anwältin und des/ der Jugendrichters/ -richterin, wie sie oder er sich während einer in Frage kommenden Auslandsbetreuung verhält, kommt es auf die Einstellung zu diesen Maßnahmen und damit auf den Kenntnisstand, Erfahrungen und Einschätzungen an. Diese werden oft genug zufällig und persönlich geprägt entstanden sein. Es gibt keine »dienstlichen Vorgaben«, was von Auslandsprojekten zu halten ist – wenn doch, dann höchst kritische. Selbst bei persönlich und sozial engagierten Kolleginnen und Kollegen ist eine grundlegende Unkenntnis über Details der Durchführung von Maßnahmen weit verbreitet.

Auch wenn man berücksichtigt, dass Delinquenz weder Voraussetzung noch prägendes Merkmal der Adressaten der Auslandsprojekte sind, so hat die Strafjustiz ausschließlich/unter diesem Gesichtspunkt damit zu tun. Das bedeutet vor allem, dass alleiniges Interesse und Ziel der jugendrichterlichen und jugendstaatsanwaltlichen Maßnahmen ist, dass der Betroffene sich künftig nicht mehr delinquent verhält, sondern ein selbst verantwortetes Leben ohne Straftaten lernt und führt.

Intensivpädagogische Hilfen im Ausland können aus dieser Sicht (und mit diesem primären Ziel der Vermeidung von Straffälligkeit) sinnvoll sein, weil

· die notwendige personalintensive Betreuung die Chancen erhöht, die Betroffenen zu erreichen,

· ein enger pädagogischer Rahmen geboten wird ohne den stationären Freiheitsentzug einer Vollzugsanstalt mit der damit verbundenen weiteren Gefährdung der Betroffenen,

· die Auslandssituation als »Sprachkäfig« diesen engen Rahmen sichert, weil fehlende sprachliche und soziale Kontaktmöglichkeiten ein Entweichen zumindest erschweren.

Urteile und Vorurteile prägen den Umgang der Justiz mit der Erlebnispädagogik. Eine (angeblich oder tatsächlich) nicht erwiesene Effizienz der Maßnahmen und die potenziell hohen Kosten (die auch nur die Fachleute wirklich kennen) sowie eine eher emotional gefärbte Vorstellung von urlaubsähnlichen Aufenthalten, die man sich selbst nicht leisten kann, erschweren die Akzeptanz in der Öffentlichkeit und damit in doppelter Weise bei den StrafjuristInnen: Zu den eigenen offenen Fragen an solche Maßnahmen kommt das Problem, die eigene Mitverantwortung für eine solche Jugendhilfemaßnahme zu »vermitteln«. 

Vor allem aber – und das dürfte der wichtigste Punkt bei der Entscheidungsfindung in justiziellen Verfahren sein: Es besteht die Gefahr, dass die Jugendlichen//Heranwachsenden erneut Straftaten begehen, dass sie dann im Ausland dafür sorgen, dass der Eindruck entsteht, Deutschland »exportiere seine Kriminalität«. Im Interesse der MitarbeiterInnen der Maßnahmen, aber auch der anderen betreuten Personen, muss alles getan werden, diese Gefahr realistisch einzuschätzen und zu minimieren. Nicht jeder Jugendliche//Heranwachsende ist für Maßnahmen im Ausland geeignet, manche nur unter ganz bestimmten, genau zu definierenden Bedingungen. Nur die Transparenz der Entscheidungsfindung der Jugendhilfeträger und der Betreiber der Maßnahmen sowie ein Qualitätsmanagement kann dazu führen, die Sicherheit und damit auch die Akzeptanz zu erhöhen. Man kann die Risiken in diesem Bereich nicht völlig beseitigen, aber es bedarf des Bewusstseins, dass es sich um Risiken handelt, die minimiert werden müssen. Es muss deutlich werden, welche Risiken in Kauf genommen werden und welche nicht, wer entscheidet und nach welchen Kriterien er entscheidet. Es ist sicher nicht übertrieben zu sagen, dass es nur (noch) weniger spektakulärer Straftaten oder Übergriffe von Jugendlichen oder Heranwachsenden in solchen Maßnahmen im Ausland bedarf, um die ganze Betreuungsform lang anhaltend in Misskredit zu bringen und jedenfalls die Teilnahme von solchen jungen Menschen dauerhaft zu verhindern, bei denen die Strafjustiz mitzuwirken hat. Und damit auch bei denen, die dieser Betreuung heftig bedürfen.

3.4.2
Mögliche Rechtsprobleme 

Die eben erwähnten Risiken deuten auf die weiteren rechtlichen Bindungen und Probleme hin:

· Vertretung der Jugendlichen,

· Verantwortung der Jugendlichen und Heranwachsenden,

· Verantwortung für die Jugendlichen und Heranwachsenden.

Es kann im Rahmen dieser Darstellung nur gezeigt werden, welche Situationen auftreten können und nach welchen rechtlichen Kategorien sie in Deutschland zu bewerten sind. Im Ausland gelten rechtliche Besonderheiten und es gibt große Unterschiede zwischen einzelnen Ländern. Letztlich werden jedoch die meisten rechtlichen Probleme (zumindest auch) in Deutschland geklärt werden müssen, notfalls gerichtlich.

3.4.2.1 Vertretung der Jugendlichen

Die Jugendlichen, das heißt, die nicht Volljährigen werden gesetzlich durch ihre Eltern vertreten, soweit nicht gerichtlich andere Regelungen getroffen sind, insbesondere ein Pfleger bestellt ist.

§ 1629 BGB 
Vertretung des Kindes

/(1) 
Die elterliche Sorge umfasst die Vertretung des Kindes. Die Eltern vertreten das Kind gemeinschaftlich; ist eine Willenserklärung gegenüber dem Kind abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem Elternteil. Ein Elternteil vertritt das Kind allein, soweit er die elterliche Sorge allein ausübt oder ihm die Entscheidung nach § 1628 übertragen ist. Bei Gefahr im Verzug ist jeder Elternteil dazu berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes notwendig sind; der andere Elternteil ist unverzüglich zu unterrichten. 

/(2) 
Der Vater und die Mutter können das Kind insoweit nicht vertreten, als nach § 1795 ein Vormund von der Vertretung des Kindes ausgeschlossen ist.
 Steht die elterliche Sorge für ein Kind den Eltern gemeinsam zu, so kann der Elternteil, in dessen Obhut sich das Kind befindet, Unterhaltsansprüche des Kindes gegen den anderen Elternteil geltend machen. Das Familiengericht kann dem Vater und der Mutter nach § 1796 die Vertretung entziehen; dies gilt nicht für die Feststellung der Vaterschaft. 

/(3)
 ....

§ 1630 BGB
Elterliche Sorge bei Pflegerbestellung oder Familienpflege

(1) 
Die elterliche Sorge erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein Pfleger bestellt ist. 

(2) 
Steht die Personensorge oder die Vermögenssorge einem Pfleger zu, so entscheidet das Familiengericht, falls sich die Eltern und der Pfleger in einer Angelegenheit nicht einigen können, die sowohl die Person als auch das Vermögen des Kindes betrifft. 

(3) 
Geben die Eltern das Kind für längere Zeit in Familienpflege, so kann das Familiengericht auf Antrag der Eltern oder der Pflegeperson Angelegenheiten der elterlichen Sorge auf die Pflegeperson übertragen. Für die Übertragung auf Antrag der Pflegeperson ist die Zustimmung der Eltern erforderlich. Im Umfang der Übertragung hat die Pflegeperson die Rechte und Pflichten eines Pflegers.

Dieser Bereich ist bedeutsam für die Frage, welcher Rahmen dem Jugendlichen gesteckt werden kann, wer z.B. bestimmen kann, wo er sich aufzuhalten hat.

§ 1631 BGB
Inhalt und Grenzen der Personensorge

(1) 
Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen. 

(2) 
Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 

(3) 
Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung der Personensorge in geeigneten Fällen zu unterstützen. 

Auf die Darstellung der (beschränkten) Geschäftsfähigkeit der Jugendlichen kann an dieser Stelle nicht eingegangen werden, für die Praxis sind vielleicht noch diese Punkte bedeutsam: 

Eine Übertragung der Personensorge kommt nur in den vorgesehenen Fällen und nur durch eine gerichtliche Entscheidung in Betracht. Soweit das Sorgerecht nicht übertragen und kein Pfleger bestellt ist, haben die Eltern (oder der alleine vorhandene Elternteil) das uneingeschränkte Sorgerecht und die gesetzliche Vertretung. 

Soweit beide Eltern das Sorgerecht haben, müssen sie Entscheidungen für den Jugendlichen immer gemeinsam treffen. Einigen sie sich nicht, kann das Gericht angerufen werden:

§ 1628 BGB
Gerichtliche Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten der Eltern

Können sich die Eltern in einer einzelnen Angelegenheit oder in einer bestimmten Art von Angelegenheiten der elterlichen Sorge, deren Regelung für das Kind von erheblicher Bedeutung ist, nicht einigen, so kann das Familiengericht auf Antrag eines Elternteils die Entscheidung einem Elternteil übertragen. Die Übertragung kann mit Beschränkungen oder mit Auflagen verbunden werden. 

Das kann auch die Frage der Zustimmung zu einer Aufnahme in eine Auslandsmaßnahme, Fragen im Zusammenhang mit deren Beendigung usw. betreffen. 

Wenn Entscheidungen vor Ort im Ausland zu treffen sind, an denen die Personensorgeberechtigten zu beteiligen sind, ist immer zu berücksichtigen, dass die Zustimmung eines Elternteils nicht ausreicht. Soweit beide Eltern das Sorgerecht haben und ausüben, müssen beide befragt werden und beide zustimmen.

Mit der Zustimmung der Sorgeberechtigten zur Aufnahme in eine Auslandsmaßnahme wird regelmäßig die Beauftragung der Verantwortlichen der Maßnahme verbunden sein, die Dinge des täglichen Lebens verbindlich zu regeln, ohne dass eine förmliche Sorgerechtsübertragung durch das Gericht stattgefunden hat. Dazu gehören auch evtl. Zwangsmaßnahmen und disziplinarische Strafen. Dass körperliche Züchtigungen, entwürdigende Maßnahmen und alles, was körperliche Schäden hervorrufen kann (Essens-, Flüssigkeits- oder Schlafentzug, Fixieren) verboten sind, sollte selbstverständlich sein und bedarf nicht mehr als dieser Erwähnung.

Möglicherweise entstehen Probleme, wenn es um die Zustimmung zu einem (akut notwendig gewordenen) ärztlichen Heileingriff geht, bei dem der Jugendliche nicht oder nicht allein entscheiden darf oder kann.

§ 107 BGB
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters

Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters.

Die Frage, wer nach welchen Kriterien zu entscheiden hat und wie der tatsächliche oder maßgebliche Wille des Jugendlichen und/ oder der gesetzlichen Vertreter zu berücksichtigen sind, soll nur die Dimension dieser Problematik verdeutlichen. Ohne hier auf die vielfältigen Fallgestaltungen eingehen zu können: Wer sich in solchen Konfliktlagen besonnen und die unterschiedlichen Interessen abwägend entscheidet, dem wird man keinen Vorwurf machen und in eine Haftung nehmen können, mag die Entscheidung im Einzelfall hinterher betrachtet auch nicht optimal gewesen sein.

Für die Volljährigen gelten diese Bestimmungen nicht, sie entscheiden für sich selbst – soweit nicht eine Betreuung gerichtlich angeordnet ist. Zur Erinnerung: Auch Volljährige (bis zum vollendeten 20. Lebensjahr) können unter die Bestimmungen des Jugendstrafrechts fallen, also z.B. nach den Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes »unter Bewährung stehen«.

3.4.2.2 Verantwortung der Jugendlichen und Heranwachsenden

Jugendliche sind in bestimmtem Grenzen selbst verantwortlich. Das betrifft zum einen die strafrechtliche Haftung für Delikte, zum anderen die zivilrechtlichen Folgen.

Die Strafmündigkeit erreicht ein Jugendlicher in Deutschland mit dem vollendeten 14. Lebensjahr. 

§ 1 Jugendgerichtsgesetz (JGG)
Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich

(1)
Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugendlicher oder ein Heranwachsender eine Verfehlung begeht, die nach den allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht ist.

(2)
Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender, wer zur Zeit der Tat achtzehn, aber noch nicht einundzwanzig Jahre alt ist.

§ 3 JGG 

Verantwortlichkeit

Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verantwortlich, wenn er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geistigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. Zur Erziehung eines Jugendlichen, der mangels Reife strafrechtlich nicht verantwortlich ist, kann der Richter dieselben Maßnahmen anordnen wie der Familien- oder Vormundschaftsrichter.

In der Praxis kommen in Deutschland Zweifelsfälle strafrechtlicher Verantwortlichkeit von Jugendlichen so gut wie nicht vor. Jeder 14-Jährige, der nicht Geistesstörungen von Krankheitswert hat, ist strafrechtlich verantwortlich im Sinne von § 3 JGG. Allerdings sind die Strafmündigkeitsgrenzen in Europa höchst unterschiedlich. Sie liegen zwischen dem 7. und 18. Lebensjahr und hängen von verschiedenen Voraussetzungen ab. Zum Teil sind auch besondere vormundschaftsrichterliche Maßnahmen nach Straftaten vorgesehen, die keine »Strafe« im eigentlichen Sinne bedeuten. 

Es ist vor allem zu berücksichtigen, dass eine Strafverfolgung auch in Deutschland für im Ausland begangene Straftaten dann
 erfolgen kann und gegebenenfalls erfolgen muss. Die unbehelligte Rückkehr nach Deutschland rettet also nicht vor Strafverfolgung. Voraussetzung für die Verfolgung einer Auslandstat in Deutschland ist, dass die Tat durch einen Deutschen oder gegen einen Deutschen begangen wurde und die Tat am Tatort (im Ausland) strafbar ist. Dies ist bei allen Körperverletzungs- und Eigentumsdelikten regelmäßig der Fall.

Weiter sind die Befugnisse und Gepflogenheiten von polizeilichen Ermittlungen, von Untersuchungshaft, Besuchsrechten, das Recht auf und von (Pflicht-)Verteidigern in allen Ländern sehr unterschiedlich. Schließlich ist noch das jeweilige Ausländerrecht (im Ausland sind die Deutschen Ausländer!) mit den Möglichkeiten der Ausweisung oder Abschiebung und der Inhaftierung zu erwähnen.

Neben die strafrechtliche Verantwortlichkeit junger Menschen tritt die zivilrechtliche. Letztere geht in vielfacher Hinsicht weiter: Sie setzt früher als die Strafmündigkeit ein und hat nicht ein strafbares Verhalten zur Voraussetzung, sondern knüpft an eine Schadensverursachung an.

§ 823 BGB
Schadensersatzpflicht

(1) 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.

§ 828 BGB
Minderjährige

(1) 
Wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist für einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. 

(2) 
Wer das siebente, aber nicht das zehnte Lebensjahr vollendet hat, ist für den Schaden, den er bei einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienenbahn oder einer Schwebebahn einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. Dies gilt nicht, wenn er die Verletzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(3) 
Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist, sofern seine Verantwortlichkeit nicht nach Absatz 1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der Begehung der schädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht hat. 

Dass häufig bei den in Frage kommenden Jugendlichen wegen deren Mittellosigkeit »nichts zu holen ist«, das heißt der Schadensersatzanspruch nicht zu realisieren ist, entlastet diese nicht. Es gelten für Ansprüche aus unerlaubter Handlung lange Verjährungsfristen, und ob Ansprüche auch nach langer Zeit von den Gläubigern noch eingetrieben werden, hängt letztlich von deren Ausdauer und Hartnäckigkeit ab. Hierzu gehören auch die Regressforderungen von Versicherungsunternehmen: Wenn Versicherer Schäden ersetzen, erwerben sie dadurch ihrerseits einen Anspruch gegen den Schädiger. 

3.4.2.3 Verantwortung für die Jugendlichen und Heranwachsenden

Den straf- und zivilrechtlichen Risiken der Betreuten entsprechen jene der Betreuer. Strafrechtlich kommt zunächst die selbstverständliche Haftung für eigene vorsätzliche Straftaten der Betreuer in Betracht. Hierzu gehören auch Züchtigungen der Betreuten, diese sind keinesfalls gerechtfertigt und werden als Körperverletzung, § 223 Strafgesetzbuch (StGB), verfolgt. Eine Verletzung der Aufsichtspflicht als solche ist nicht strafbar – von den seltenen Fällen des § 171 StGB abgesehen:

§ 171 StGB
Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht

Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer Person unter sechzehn Jahren gröblich verletzt und dadurch den Schutzbefohlenen in die Gefahr bringt, in seiner körperlichen oder psychischen Entwicklung erheblich geschädigt zu werden, einen kriminellen Lebenswandel zu führen oder der Prostitution nachzugehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

Hinzuweisen ist auf die Bestimmungen des Sexualstrafrechts (§ 174 bis § 184f StGB), die eine ungestörte sexuelle Entwicklung der Jugendlichen gewährleisten soll. Betreuer sind hierbei besonderen Strafbestimmungen unterworfen:

§ 174 StGB
Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen

(1)
Wer sexuelle Handlungen 

1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut ist,

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder

3. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten leiblichen oder angenommenen Kind

vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2)
Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 

1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder

2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt,

um sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) 
Der Versuch ist strafbar. 

(4) 
In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn bei Berücksichtigung des Verhaltens des Schutzbefohlenen das Unrecht der Tat gering ist.

Absatz 1 Nr. 2 dieser Bestimmung macht deutlich, dass die so genannte Schutzaltersgrenze auf 18 Jahre festgesetzt ist. Jede sexuelle Handlung mit Minderjährigen in einem Betreuungsverhältnis unter Missbrauch des Erziehungsverhältnisses ist strafbar, auf Gewalt oder Einverständlichkeit kommt es dabei nicht an. 

Neben der Strafbarkeit für vorsätzliche Handlungen kommt auch eine Verantwortlichkeit für fahrlässige Straftaten, z.B. Körperverletzungen an den Teilnehmern in Frage, wenn etwa riskante Unternehmungen (Klettern, Bootsfahrten etc.) ohne die erforderlichen und zumutbaren Sicherungsvorkehrungen durchgeführt werden.

Und es gibt auch ein strafrechtliches Risiko für die Betreuer für die von den beaufsichtigten Jugendlichen und Heranwachsenden begangenen Straftaten. Dies kann der Fall sein, wenn der Aufsichtspflicht gegenüber bekannt gewalttätigen jungen Menschen nicht genügt wird, weil zum Beispiel deren Alkohol- oder anderer Rauschgiftkonsum nicht wirksam eingeschränkt wird etc. Ob eine Pflicht der Betreuungspersonen Dritten gegenüber besteht, Straftaten zu verhindern oder zu vermeiden (Garantenpflicht), hängt jeweils sehr von Einzelfall ab, ist aber nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Sicher gilt eine solche Pflicht im Verhältnis zu den Betreuten, das heißt, dass die Betreuer im Rahmen des Zumutbaren dafür sorgen müssen, dass nicht ein Teilnehmer Opfer eines anderen Teilnehmers wird, insbesondere bezüglich Sexual- und Körperverletzungs-, aber auch von Eigentumsdelikten.

Auch bei der zivilrechtlichen Haftung, also der Frage, wer Schadensersatz zu leisten hat, stehen die Betreuer und Veranstalter in einem gewissen Risiko:

Sehr häufig werden sich Geschädigte gerade deshalb, weil von den Jugendlichen nichts zu holen ist, nach anderen umschauen, die möglicherweise neben den eigentlichen, unmittelbaren Schadensverursachern auch haften und die vor allem leistungsfähig sind. Dies kann der Betreuer oder die Betreuerin sein, die möglicherweise die Aufsichtspflicht oder eine Verkehrssicherungspflicht verletzt hat oder auch der Veranstalter der Maßnahme bzw. dessen Verantwortliche, die die MitarbeiterInnen nicht sorgfältig ausgewählt, geschult und überwacht haben. 

Die Vielzahl der Urteile in diesem Bereich, auch von Oberlandesgerichten und vom Bundesgerichtshof, machen deutlich, dass die Haftungsrisiken wegen einer Verletzung der Aufsichtspflicht nicht nur theoretischer Natur sind. Und sie machen deutlich, dass wegen der teilweise weitreichenden, ja existenziellen Folgen von Schadensersatzpflichten mitunter erbittert gestritten wird.

Wie eine Aufsichtspflicht im konkreten Fall gestaltet ist und wann dagegen verstoßen wird, hängt immer von Besonderheiten des Einzelfalls ab. Gesetzlich festgelegt sind nur die Rechtsfolgen einer Verletzung der Aufsichtspflicht, nicht deren Inhalt. Die Gerichte entscheiden im Einzelfall und hinterher, ob ein solcher Verstoß vorgelegen hat. Aus dieser Rechtsprechung ergeben sich Grundsätze, die man in etwa so zusammenfassen kann:

· Die beaufsichtigten Minderjährigen (nur um solche geht es) dürfen nicht selbst zu Schaden kommen und dürfen niemandem anderen Schaden zufügen.

· Aufsichtspflichtige Personen müssen über den Aufenthalt und die Tätigkeiten der anvertrauten Jugendlichen stets informiert sein.

· Aufsichtspflichtige Personen müssen vorhersehbare Gefahren und Risiken berücksichtigen und durch Aufklärung, ständige Kontrolle und – soweit erforderlich – Eingreifen begegnen.

Es gibt umfangreiche Literatur und Hinweise im Internet zu diesem Bereich, zu Recht wird auf sie in der Ausbildung der Betreuer großen Wert gelegt.

Das Risiko einer zivilrechtlichen Verletzung der Aufsichtspflicht trifft dabei nicht nur die unmittelbaren Betreuungspersonen »vor Ort«. Auch ein Veranstalter oder Unternehmer, der ungeeignete oder nicht geschulte Personen zur Betreuung einsetzt oder den Betriebsablauf so plant, dass eine risikofreie Abwicklung gar nicht möglich ist – zum Beispiel durch einen unzureichenden Personalschlüssel und Überforderung der Mitarbeiter – setzt sich dem Risiko der Inanspruchnahme aus.

Wiederum gibt es auch zivilrechtlichen Bereich je nach Land, in dem der Anspruch begründet wurde, unterschiedliche Rechtsnormen. Das hohe Risiko einer zivilrechtlichen Inanspruchnahme bei einem schädigenden Ereignis besteht grundsätzlich immer und weist unmittelbar auf das Erfordernis einer entsprechenden Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung hin.

Diese notwendigerweise knappen Hinweise vermögen nur den rechtlichen Rahmen zu verdeutlichen. Sie sollen nicht übertriebene Vorsicht erzeugen, sondern im Gegenteil die Sicherheit bringen, verantwortungsvoll mit der wichtigen Aufgabe der Erziehung von Jugendlichen umzugehen. Nur wer mögliche Konsequenzen seines Tuns kennt, kann die richtigen Entscheidungen treffen. Und um es zu wiederholen: Wer sich der Kriterien für seine Entscheidungen bewusst ist, also überlegt handelt, hat das Risiko schon minimiert. Und er muss im Einzelfall nachvollziehbar darstellen können, welche Überlegungen maßgeblich waren.

� Da es sich – zumindest bislang – hierbei fast ausschließlich um Jugendliche oder Heranwachsende männlichen Geschlechts handelt, wird auch sprachlich in diesem Beitrag nur die männliche Form verwendet.
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